"RING-RACER" DERZEIT NICHT GENEHMIGUNGSFÄHIG

Maßgebliche Sicherheitsnachweise fehlen - Sicherheit hat oberste Priorität

Der "ring-racer" ist wegen fehlenden Sicherheitsnachweisen derzeit nicht 
genehmigungsfähig. Das teilt die Kreisverwaltung Ahrweiler mit. 

Das Antragsverfahren für die Achterbahn läuft seit zwei Jahren. In diesem 
Zeitraum wurden mehrere genehmigte Testläufe durchgeführt, die unter anderem zu 
zwei Unfällen führten. Erst am Dienstag wurde die Durchführung weiterer Tests 
unter gelockerten Sicherheitsbedingungen beantragt. Hierzu gibt es noch 
erheblichen Klärungsbedarf. 

Insbesondere fehlen die endgültige Bestätigung durch den TÜV und weitere 
sicherheitsrelevante Nachweise. Der Antragsteller wurde durch die 
Kreisverwaltung mehrfach auf die für die Genehmigung erforderlichen 
Bauunterlagen hingewiesen. Obwohl am Dienstag weitere Unterlagen im Kreishaus 
abgegeben wurden, sind diese nach wie vor unvollständig. Insbesondere fehlen 
weiterhin Aussagen zum Gesundheitsschutz der Fahrgäste und ergänzende 
Erklärungen zu einem Evakuierungskonzept. Darüber hinaus sind wesentliche 
Anforderungen an den Brandschutz noch nicht erfüllt. Die vorliegenden 
TÜV-Berichte benennen zahlreiche Mängel. Eine abschließende Erklärung des TÜV, 
dass keine Bedenken gegen eine Inbetriebnahme der Achterbahn bestehen, liegt im 
Kreishaus nicht vor. 

Solange nicht alle Unterlagen vorliegen, kann keine Genehmigung für die 
Inbetriebnahme des "ring-racers" erteilt werden. Die Entscheidung über die 
Genehmigung wird in enger Abstimmung mit dem Finanzministerium Rheinland-Pfalz 
als Oberste Bauaufsichtsbehörde und der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
als Obere Bauaufsichtsbehörde getroffen. Ebenfalls erfolgt eine Abstimmung mit 
weiteren Fachbehörden und Fachstellen, wie dem Gewerbeaufsichtsamt und der 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz. Die Sicherheit der Besucher und Fahrgäste hat 
oberste Priorität. In diesem Zusammenhang weist die Kreisverwaltung den Vorwurf 
eines Vertreters der Nürburgring Automotive GmbH "kein Interesse daran zu haben, 
die Achterbahn in Betrieb gehen zu lassen", entschieden zurück. "Wenn 
Verfahrensbeteiligte ihre Hausaufgaben nicht machen, ist das nicht das 
Versäumnis der Genehmigungsbehörden", teilt Jennifer Nehring, stellvertretende 
Pressesprecherin der Kreisverwaltung, mit. Es handele sich nicht um eine 
Standard-Baugenehmigung, sondern um ein hoch komplexes bau- und 
sicherheitstechnisches Prüfverfahren.
